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Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 668 bis 672:
viele können sich ihre Mieten nicht mehr leisten. Unser Ziel sind deshalb faire und bezahlbare

Mieten und starke Rechte für Mieter*innen. Konkret wollen wir Mietobergrenzen im Bestand mit

einem Bundesgesetz in den Mieten-Hot-Spots in unserem Land ermöglichen und die

Mietpreisbremse entfristen und nachschärfen, so dass auch Mietenstopps über mehrere Jahre in

Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt möglich sind. Reguläre Mieterhöhungen sollen auf

2,5 Prozent im Jahr innerhalb des Mietspiegels begrenzt werden. Dazu wollen wir qualifizierte

Mietspiegel stärken, verbreiten 

Begründung

Auf den angespannten Wohnungsmärkten werden dringend wirksame preisregulierende

Instrumente benötigt. Wohnen ist ein Menschenrecht.

Die Instrumente der Mietpreisbremse, der Kappungsgrenze, der Begrenzung der

Modernisierungsumlage sind weit entfernt die gewünschten Effekte zu erreichen. Daher wird

dringend die Möglichkeit einer Mietenobergrenze und durch eine verschärfte Mietpreisbremse die

Möglichkeit eines Mietenstopps benötigt. Die Instrumente sollen in den Mieten-Hot-Spots

anwendbar sein. Zentral ist zudem, dass wir einen Umgang mit bereits hohen Mieten finden. Daher

müssen nicht nur Mietpreissteigerungen begrenzt werden, sondern auch die bereits bestehenden

hohen Mieten benötigen eine Obergrenze. Dieser Antrag soll demnach den bestehenden

Programmentwurf unterstützen und ergänzen.

Zudem sind wirksame preisregulierende Instrumente notwendig, um eine reine Preisregulierung

über eine Angebotserhöhung von Wohnraum zu vermeiden. Mit Senkung des Drucks auf die

Angebotserhöhung kann auch der Flächenverbrauch gesenkt werden, über welchen häufig eine

Angebotserhöhung stattfindet.
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